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res. Abwägende, kluge Analysen waren 
jedoch im Jahr 1935 nicht der Grund für 
die Verlagerung der Ärztekammer und 
des Provinzialverbands Schleswig-Hol-
stein als Vorläufer der Kassenärztlichen 
Vereinigung aus Kiel über Neumünster 
nach Bad Segeberg. Es war der Wech-
sel in der Leitung der beiden Körper-
schaften von Frauenarzt Dr. Hans Köh-
ler, Neumünster, zum chirurgischen 
Chefarzt Dr. Hans Rinne, Bad Segeberg. 
In Bad Segeberg blieben die ärztlichen 
Organisationen auch, als nach der NS-
Zeit im Juni 1945 der Kieler Arzt Dr. 
Berthold Rodewald Chef der ärztli-
chen Einrichtungen wurde. Auch späte-
re Vorsitzende und Präsidenten aus Lü-
beck und Kiel änderten nichts mehr an 
der Ortswahl.

Größe und Mitarbeiterzahl der bei-
den ärztlichen Körperschaften waren al-
lerdings Mitte der dreißiger Jahre noch 
nicht beeindruckend, sodass die Ge-
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Anfänge der KV in 
Schleswig-Holstein
Ärzte als unorganisierte Einzelkämpfer, die Dumpingpreisen von Krankenkassen ausge-
liefert waren: Diese Situation gab es vor Gründung der KV auch in Schleswig-Holstein. 

N
icht nur Besucher sondern auch 
alteingesessene Bad Segeber-
ger sind erstaunt, wenn sie erfah-
ren, dass Ärztekammer, Kassen-
ärztliche Vereinigung und ande-
re schleswig-holsteinische ärztli-
che Organisationen sich nicht in 

der Landeshauptstadt oder in einer an-
deren schleswig-holsteinischen Groß-
stadt, sondern in Bad Segeberg be-
finden. Wie konnte es kommen, dass 
sich die schleswig-holsteinische Ärzte-
schaft für ihre wichtigsten Organisati-
onen weitab von der Landesregierung 
und anderen schleswig-holsteinischen 
Verbänden ausgerechnet Bad Segeberg 
ausgesucht hat? Einige Gründe ließen 
sich leicht finden. Bad Segeberg liegt 
günstig zwischen Kiel, Neumünster, 
Hamburg und Lübeck und verfügt über 
eine gute Infrastruktur, wie z. B. höhe-
re Schulen, überzeugende Freizeitan-
gebote, die Kreisverwaltung und ande-

schäftsstelle in der am Segeberger See ge-
legenen Villa im Klosterkamp 12, einer 
Seitenstraße der nach Norden führenden 
Kurhausstraße, ausreichten. Auch als die 
Körperschaften in der Nachkriegszeit 
größer wurden, blieben sie dem Nordos-
ten Bad Segebergs treu. Die Kassenärzt-
liche Vereinigung und die Ärztekammer 
fanden 1965 nach einer Interimszeit in 
der Eutiner Straße 3 Grundstücke in der 
Bismarckallee am Rande des Kurparks in 
unmittelbarer Nachbarschaft zum Otto-
Flath-Haus.

Die Vorgeschichte von Kassenärzt-
licher Vereinigung und Ärztekammer 
ist eng verbunden. Beide waren deswe-
gen bis weit in die Nachkriegszeit auch 
für die Ärzte kaum auseinanderzuhalten. 
Am Kriegsende waren die beiden Or-
ganisationen Provinzverwaltungen der 
Reichsärztekammer und Kassenärztli-
chen Vereinigung Deutschlands (KVD) 
für Schleswig-Holstein. Nach 1945 wur-
de jedoch auf Veranlassung der briti-
schen Militärregierung nur die Ärzte-
kammer aktiv, da dringender Bedarf für 
ihre Tätigkeit bestand. Die Verwaltungs-
stelle der KVD wurde damals einfach in 
die Ärztekammer eingegliedert. Folge-
richtig gab es für beide eine gemeinsa-
me Leitung. Die Ärztekammer hatte kei-
ne eigenen Mitarbeiter, sondern die Kas-
senärztliche Vereinigung stellte Perso-
nal, Räume und Infrastruktur gegen Ent-
schädigung zur Verfügung. Die KV war 
gegenüber der Ärztekammer die weit-
aus größere und finanzstärkere Einrich-
tung. Die Ärztekammer hatte überge-
ordnete berufspolitische Funktionen für 
die Gesamtheit des Berufsstandes in Pra-
xis, Krankenhaus und öffentlichem Ge-
sundheitsdienst wahrzunehmen, also 
Aufgaben, die während der NS-Zeit zen-
tral von der Reichsärztekammer bearbei-
tet wurden und die nicht unbedingt im-
mer direkte Auswirkungen auf die tägli-
che Arbeit der Ärztinnen und Ärzte hat-
ten. Insofern bestand damals kein großer 
Personalbedarf. 

Info
Nach 1945 wurde auf 
Veranlassung der bri-
tischen Militärre-
gierung nur die Ärz-
tekammer aktiv, da 
dringender Bedarf 
für ihre Tätigkeit be-
stand. Die Verwal-
tungsstelle der Kas-
senärztlichen Verei-
nigung Deutschlands 
(KVD) wurde damals 
in die Ärztekammer 
eingegliedert.

Das Gebäude der Privatärztlichen Verrechnungstelle Schleswig-Holstein heute. Fo
to

: R
at

sc
h

ko



I M  N O R D E N  // 2 9J U L I / AU G U S T  2 0 1 9  |  AU S G A B E  7 / 8

Anfang 1938 wurde aus dem Verein eine 
Verwaltungsstelle der Reichsärztekam-
mer. Stationen der ständig wachsenden 
Einrichtung waren der Klosterkamp 13, 
die Eutiner Straße 3 und mit einem Teil 
des Betriebs das Blunksche Haus in der 
Moltkestraße 1. Im August 1948 wur-
de sie, wie damals auch die Kassenärzt-
lichen Vereinigung, aus der Ärztekam-
mer herausgelöst und wieder ein Verein. 
1951 wurde ein neu errichtetes Gebäude 
in der Moltkestraße 1-3 bezogen, in dem 
damals immerhin schon 75 Mitarbeiter 
Platz fanden1. Das Gebäude wurde zwi-
schen 1951 und 2011 erweitert, renoviert 
und an die jeweiligen Anforderungen 
angepasst. 1985 entstand durch Über-
nahme der Abrechnungsstelle Hamburg 
die PVS Schleswig-Holstein/Hamburg. 
Die PVS SH/HH hat heute über 100 Mit-
arbeiter, Zweigstellen in Hamburg und 
Bad Doberan und rund 3.500 Kunden. 
Sie zieht pro Jahr ungefähr 1,8 Millionen 
Arztrechnungen ein.2 

Der Marburger Bund ist der Berufs-
verband der angestellten und beamteten 
Ärztinnen und Ärzte und setzt sich po-
litisch für die Verbesserung der berufli-
chen Situation der Ärzte ein. Als Ärzte-
gewerkschaft führt er die Tarifverhand-
lungen für die meist im Krankenhaus tä-
tigen angestellten Ärztinnen und Ärz-
te. Seine Geschäftsstelle befindet sich 
ebenfalls im Nordosten Bad Segebergs 
in der Esmarchstraße in einem Gebäu-
de der Ärztekammer. Im Gegensatz dazu 
ist die Ärztegenossenschaft Nord ein Zu-
sammenschluss von etwa 1.800 nieder-
gelassenen Ärztinnen und Ärzten. Sie 
will von staatlichen Reglementierungen 
unabhängig die Interessenvertretung 
gegenüber Krankenkassen und Politik 
wahrnehmen und neue Vertragsmög-

Dagegen war die Kassenärztliche 
Vereinigung ganz praktisch für das täg-
liche Brot, die Honorierung der nieder-
gelassenen Kassenärzte zuständig. Kas-
senärztliche Vereinigungen bestehen 
heute aufgrund von Regelungen im So-
zialgesetzbuch (SGB V), während Ärz-
tekammern schon seit ihrer Gründung 
mit Ausnahme der NS-Zeit Länderange-
legenheit waren. Allerdings verschwam-
men damals die Grenzen zwischen Kam-
mer und KV bei den Ärzten und in der 
öffentlichen Wahrnehmung.

Als dritte große ärztliche Organisati-
on ist die Privatärztliche Verrechnungs-
stelle Schleswig-Holstein/ Hamburg 
(„Die PVS“) zu nennen. Die Honorie-
rung der privatärztlichen Tätigkeiten al-
ler Arztgruppen, also der niedergelasse-
nen Ärzte wie auch der Krankenhausärz-
te, war weder Angelegenheit der Kam-
mer noch der KV. Sie erfolgt durch di-
rekte Abrechnung der Ärzte mit den 
Privatpatienten oder mit der Hilfe pri-
vatärztlicher Abrechnungsstellen, von 
denen sich die für Schleswig-Holstein 
wichtigste auch in Bad Segeberg, in der 
Moltkestraße befindet. Im Gegensatz zu 
Ärztekammer und Kassenärztlicher Ver-
einigung sind die Privatärztliche Ver-
rechnungsstelle sowie der im Weite-
ren noch zu nennende Marburger Bund 
und die Ärztegenossenschaft Nord kei-
ne Körperschaften öffentlichen Rechts. 
Mit 17 Ärzten als Mitgliedern hat die 
PVS 1926 als „Ärztliche Verrechnungs-
stelle Ostholstein e. V.“ in einer Dach-
kammer in der Bad Segeberger Kelting-
straße begonnen. Begründet wurde sie 
von Dr. Hans Rinne und Dr. Erwin Rei-
ner. Nach dem Zusammenschluss mit 
der Flensburger PVS entstand am 1. Ja-
nuar 1937 die PVS Schleswig-Holstein. 

lichkeiten im Gesundheitswesen nutzen. 
Ihr Sitz ist im Zentrum Bad Segebergs in 
der Bahnhofstraße. 

Entstehung der Kassenärztlichen  
Vereinigung
Die angemessene Honorierung ärztli-
cher Leistungen war schon früher für 
die freiberuflich tätigen niedergelasse-
nen Ärzte wichtig, auch wenn dieser As-
pekt in der Vergangenheit möglichst zu-
rückhaltend in der Öffentlichkeit ange-
sprochen wurde, was Ärztestreiks am 
Anfang und in den zwanziger Jahren des 
20. Jahrhunderts jedoch nicht ausschloss. 
Ärztliches Handeln sollte bei den Pa-
tienten vorrangig nicht als von wirt-
schaftlichen Gesichtspunkten der Ärz-
te bestimmt angesehen werden. Mit der 
Durchsetzung wirtschaftlicher Interes-
sen der Ärzteschaft befasste Organisati-
onen entstanden so erst gegen Ende des 
19. Jahrhunderts, die Ärztegewerkschaft 
Marburger Bund sogar erst in der Nach-
kriegszeit 1947/48.3 

Die Ärzte begannen bereits knapp 
hundert Jahre früher, Ärztevereine re-
gional zur Wahrnehmung ihrer be-
ruflichen Interessen zu bilden. Zie-
le waren allgemeine Ordnungsfunkti-
onen innerhalb der Ärzteschaft, ärztli-
che Fortbildung, Bekämpfung des Kur-
pfuschertums sowie die Alters- und 
Hinterbliebenenfürsorge und die ange-
messene Honorierung ärztlicher Leis-
tungen. In Schleswig-Holstein gab es be-
reits in der dänischen Zeit einige weni-
ge ärztliche Vereine, z. B. in Altona, Kiel, 
Schleswig und Süderdithmarschen, aber 
keinen mit überregionaler Bedeutung 
für die beiden Herzogtümer. Einer der 
ersten Ärztevereine in Deutschland wur-
de am 23. Oktober 1809 in der jedoch 
erst seit 1937 zu Schleswig-Holstein ge-
hörenden Hansestadt Lübeck gegrün-
det.4 Für Bad Segeberg gab es seit 1865 
den südost-holsteinischen ärztlichen 
Verein, später den Segeberger Ärztever-
ein, der nach der NS-Zeit 1945 unter dem 
Vorsitz von Dr. Erwin Reiner (1888-1953) 
wieder zum Leben erweckt wurde.

Erst nach der Herauslösung der Her-
zogtümer aus dem dänischen Gesamt-
staat wurde anlässlich einer Versamm-
lung des Vereins baltischer Ärzte in Kiel 
am 8. Juni 1865 der Verein Schleswig-
Holsteinischer Ärzte gegründet. In dem 
Einladungsschreiben wurden u. a. auch 
die wirtschaftlichen Motive deutlich. 
Der ärztliche Stand sollte „für die ihm 
zugemutheten erhöhten Leistungen ent-
sprechend durch Verbesserung seiner 
materiellen Leistungen entschädigt und 
durch die seinen Leistungen gebührende 
Achtung geehrt“ werden.5 Diese berufs-
politische Zielvorstellung, hier zunächst 
für den in Entstehung befindlichen Ver-
ein formuliert, galt künftig mehr oder 
weniger für alle ärztlichen Verbände 
und Organisationen in Schleswig-Hol-
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zehnte dauernden heftigen Konfronta-
tion zwischen der Ärzteschaft und den 
Krankenkassen.10 Auf Reichsebene war 
die Gründung des „Verbandes der Ärz-
te Deutschlands zur Wahrung ihrer wirt-
schaftlichen Interessen“ die Folge, des 

„Leipziger Verbandes“, der ab 1923 Hart-
mannbund genannt wurde, am 13. Sep-
tember 1900 durch Dr. Hermann Hart-
mann (1863-1923). Dazu kam, nicht zum 
Vorteil der politischen Situation der Ärz-
teschaft, auf Reichsebene ein sich zu-
spitzender Konflikt zwischen dem mehr 
den ärztlichen Standesproblemen zuge-
wandten Ärztevereinsbund und dem auf 
die wirtschaftlichen Interessen der Ärzte 
verpflichteten Leipziger Verband. 

Schleswig-Holstein war da schon 
weiter. Eine solche Entwicklung gab 
es schon fast ein Jahrzehnt früher zwi-
schen dem Verein Schleswig-Holstei-
nischer Ärzte und dem 1890 zunächst 
von einigen Ärztevereinen gegründe-
ten „Cartell-Verband Schleswiger Ärz-
te-Vereine“.11 Ein Beitrag in Heft 12 
der „Mit theilungen des Vereins schles-
wig-holsteinischer Ärzte“ im Dezem-
ber 1890 zeigte dies sehr deutlich. Erst-
malig wird auf eine drohende Spaltung 
in der schleswig-holsteinischen Ärz-
teschaft hingewiesen. Unter dem Titel 

„Kleine beachtenswerte Ereignisse“ fin-
det sich folgender Bericht: „Im Herzogt-
hum Schleswig will es ein Neues wer-
den! Es hat sich daselbst ein 'Cartell-Ver-
band Schleswiger-Ärzte-Vereine' gebil-
det, dem bis jetzt der Angler, der Flens-
burger und der Nordost-Schleswigsche 
Verein angehören.“12 Zu den Aufgaben 
des neuen Verbandes sollten insbeson-
dere die Wahrnehmung und Förderung 
der materiellen ärztlichen Interessen wie 
Aufbesserung des Honorars, das Verhält-
nis zu den Krankenkassen und die Lei-
tung des Existenzkampfes in standes-
würdige Bahnen gehören. Hierzu woll-
te man Material für Verhandlungen des 
Provinzvereins und der Ärztekammer 
vorbereiten. Ganz offenkundig hatte der 
Verein Schleswig-Holsteinischer Ärz-
te die durch die Krankenkassengesetz-
gebung des Reiches größer werdenden 
existenziellen Sorgen der praktizieren-
den Ärzte in der Provinz nicht wahrge-
nommen. Der Unwille der am Patienten 
tätigen Ärzte, die durch die weitgehend 
ungehinderte Machtausübung der regi-
onalen Krankenkassen gegeneinander 
ausgespielt wurden, schaffte sich durch 
Bildung einer auf der Struktur der Regi-
onalvereine beruhenden Parallelorgani-
sation Raum. 

In Schleswig-Holstein kann der 
Cartell-Verband als Keimzelle unse-
rer heutigen KVSH angesehen werden, 
auch wenn noch ziemlich genau 40 Jah-
re bis zu ihrer Gründung durch eine 
Notverordnung des Reichspräsidenten 
Hindenburg am 8. Dezember 1931 ver-
gehen sollten. Weitere Vereine schlos-

stein als Leitlinie. Der Verein Schleswig-
Holsteinischer Ärzte (künftig kurz: Pro-
vinzialverein) wurde für die nördlichste 
preußische Provinz ein Kristallisations-
punkt ärztlicher Berufspolitik mit an-
fangs 142 Mitgliedern. Später haben etwa 
drei Viertel der ständig steigenden Zahl 
praktischer Ärzte der Provinz zum Ver-
ein gehört, ein bei freiwilliger Mitglied-
schaft beeindruckender Organisations-
grad.6 1890 gab es in Schleswig-Holstein 
17 selbstständige regionale Vereine, 1925 
waren es 22. Sie hatten 1890 in der Regel 
zwischen zehn und zwanzig Mitglieder, 
der Ärzteverein in Altona und die drei 
Kieler Vereine ragten mit einer deutlich 
höheren Mitgliederzahl heraus. Die Ärz-
tevereine waren später meistens auch die 
organisatorische Grundlage für die Ab-
rechnung mit den gesetzlichen Kranken-
kassen.

In der Zeit der Entstehung der 
Bismarck‘schen Sozialgesetzgebung mit 
Errichtung der gesetzlichen Krankenver-
sicherung (1883), der Unfall- (1884), In-
validitäts- (1889) und Rentenversiche-
rung (1891)7 erwies es sich besonders in 
wirtschaftlicher Hinsicht als nachtei-
lig, dass die freiwillige Mitgliedschaft 
zu ärztlichen Vereinen nicht alle Ärz-
tinnen und Ärzte erfasste. Eine Lösung 
wurde in Preußen 1887 in der Schaffung 
von Provinzärztekammern als Körper-
schaften öffentlichen Rechts gesehen. 
Die Kammern sollten sich mit allen Fra-
gen und Angelegenheiten des ärztlichen 
Berufes sowie der öffentlichen Gesund-
heitspflege beschäftigen. Zu ihren Auf-
gaben sollte aber auch gehören, für die 
Wahrung elementarer wirtschaftlicher 
Belange am Anfang einer jeden Wahl-
periode Ausschüsse einzusetzen, die die 
zwischen Ärzten und Krankenkassen 
abgeschlossenen Verträge zu überwa-
chen hatten.8 

Die Eingaben und Beschlüsse der 
Ärztetage und -vereine für die Erhal-
tung der Freiheit des Ärztestandes schei-
terten jedoch regelmäßig auf Reichse-
bene an dem „seit Bismarcks Abgang 
ungehemmten Sozialisierungsdrang 
des Reichsregierung und des Reichs-
tags“, wie es der Vorsitzende des Vereins 
Schleswig-Holsteiner Ärzte, Dr. Wil-
helm Henop, in seinem Bericht über die 
Jahre 1865 bis 1925 seines Vereins fest-
stellte.9 Die Spannungen zwischen den 
Krankenkassen und der Ärzteschaft 
wurden größer, als 1892 in einer Novel-
le zum Krankenversicherungsgesetz die 
Krankenkassen das Recht erhielten, über 
die Einstellung einzelner Ärzte allein zu 
entscheiden. Damit hatten sie die Defini-
tionsmacht über die Inhalte der Verträge 
mit den einzelnen Ärzten und die Mög-
lichkeit, die Honorare immer weiter zu 
drücken. Die hieraus entstehende star-
ke Stellung der Krankenkassen und die 
schwache Stellung des einzelnen Arz-
tes führten zu einer über etwa zwei Jahr-

sen sich in den Folgejahren dem Cartell-
Verband an. Bezweckt wurde die Ab-
wehr der Übergriffe der Krankenkassen, 
im Ergebnis richtete sich die Aggression 
der ärztlichen Basis aber bald auch ge-
gen den Provinzialverein. Der Streit es-
kalierte, insbesondere die vom Cartell-
Verband beklagte starke Repräsentanz 
von beamteten Ärzten in den Leitungs-
strukturen des Provinzialvereins und der 
Ärztekammer wurde immer wieder kri-
tisiert. Ende 1899 gelang dem Cartell-
Verband und dem Verein schleswig-hol-
steinischer Ärzte jedoch in Erkenntnis 
der Tatsache, dass der Gegensatz zwi-
schen beiden schleswig-holsteinischen 
Verbänden ein für die Ärzteschaft kon-
traproduktiver Zustand sei, mit großer 
Mehrheit eine Kommission einzusetzen, 
die eine Integration des Cartell-Verban-
des in den Provinzialverein durch eine 
Neuorganisation vorbereiten sollte. Auf 
Reichsebene gelang es Hartmann mit 
dem Leipziger Verband, mit dem Mittel 
der „Cavete“-Liste“13 wirksam die Kassen 
an der Nutzung des ihnen 1892 einge-
räumten Rechtes zu hindern. Die meis-
ten Ärzte folgten dem Ruf und schlos-
sen mit so betroffenen Kassen keine Ver-
träge ab. Ein wirksames Mittel, die wirt-
schaftlichen Interessen durchzusetzen, 
war gefunden.14 

Die Einigung zwischen dem Provin-
zialverein und dem Cartellverband, die 
hier im Einzelnen nicht dargestellt wer-
den soll, erweiterte die politischen Hand-
lungsmöglichkeiten der Ärzteschaft: Die 
von der schleswig-holsteinischen Ärzte-
kammer auch 1903 wieder eingerichte-
ten zwei Vertragskommissionen erstell-
ten für die Ärzte verbindliche Richtli-
nien. Nicht die einzelnen Ärzte, die von 
den Krankenkassen gegeneinander aus-
gespielt werden konnten, sondern ärztli-
che Kommissionen sollten die Beziehun-
gen der Ärzte zu den Krankenkassen re-
geln, wobei besonders die ungenügen-
de Honorierung und die nicht bestehen-
de freie Arztwahl im Vordergrund stehen 
sollten. Problematisch war dabei, dass 
die Richtlinien von den einzelnen Ärz-
ten dann nicht beachtet wurden, wenn 
sie für sich Nachteile befürchteten. Um 
ein solches Verhalten möglichst zu ver-
hindern, wurden vom Leipziger Verband 

„Schutz- und Trutzbündnisse“ gebildet. 
Die beteiligten Ärzte mussten ein Revers 
unterzeichnen und sich ehrenwörtlich 
zu solidarischem Verhalten verpflichten. 
Der Druck der regionalen Ärzteverei-
ne auf die Ärzte zur Unterzeichnung sol-
cher Revers war erheblich. War ein sol-
cher „Ehrenwortschein“ unterschrie-
ben, konnte – so war die damals vorherr-
schende, aber rechtlich unzutreffende 
Meinung – der betreffende Arzt ehrenge-
richtlich verfolgt werden. In den preußi-
schen Provinzen beteiligten sich etwa 30 
bis 80 Prozent an der Aktion.15 Ob es in 
Schleswig-Holstein diesbezüglich Ehren-
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bundes bezeichnete Verband blieb je-
doch nach wie vor ein privater Verein. 

Im Ergebnis gab es jedoch weiterhin 
ein kleinteilig funktionierendes Neben-
einander einer Vielzahl ärztlicher Struk-
turen, Abrechnungsstellen und regiona-
ler gesetzlicher Krankenkassen, die ih-
rerseits auch noch in Orts-, Betriebs-, 
Innungs- und Landwirtschaftliche Kran-
kenkassen sowie Ersatzkassen und be-
sondere Kostenträger aufgeteilt wa-
ren. Die Abrechnung mit den gesetzli-
chen Krankenkassen erfolgte durch 21 
auf Kreisebene bestehende Kassenärztli-
che Vereinigungen mit eigenen Verrech-
nungsstellen.17

Die Verschlechterung der wirt-
schaftlichen Situation in Deutschland 
durch die Weltwirtschaftskrise ab 1929 
führte zu einer auch den Beruf der Ärzte 
betreffenden Notverordnung des Reichs-
präsidenten Hindenburg. Am 8. Dezem-
ber 1931 wurden offiziell Kassenärztli-
che Vereinigungen und Spitzenverbän-
de auf Landes- und Reichsebene geschaf-
fen. Die Verordnung beruhte nach einer 
entsprechenden Beschlussfassung des 
Deutschen Ärztetages 1931 in Köln auf 
einer Einigung zwischen den Spitzen-
verbänden der Ärzteschaft und den ge-
setzlichen Krankenkassen. Im Wesentli-
chen wurde die Einführung einer Kopf-
pauschale, ein Regelbetrag für Arznei-
mittel, eine Regelung zur Eingrenzung 
eines Übermaßes an Krankschreibungen 
sowie zur Schaffung besserer Aussich-
ten für den ärztlichen Nachwuchs eine 
Senkung der Verhältniszahl von Arzt 
zu Versicherten vereinbart. Die Abrech-
nungen mit den regionalen gesetzlichen 
Krankenkassen erfolgte zwar weiterhin 
durch die auf Kreisebene bestehenden 
Kassenärztlichen Vereinigungen,18 nun 
aber im Rahmen von zwischen Spitzen-
verbänden und Ärzten abgeschlossenen 
Mantelverträgen.

Die Provinzstelle Schleswig-Holstein 
der KVD in Bad Segeberg
Im Hinblick auf die Ereignisse nach der 
Machtübernahme durch die Nationalso-
zialisten war die Einigung 1931 zwischen 
Ärzteschaft und gesetzlichen Kranken-
kassen gerade noch rechtzeitig erfolgt. 
Es gab wegen der einvernehmlichen Re-

gerichtsverfahren gegeben hat, ist bisher 
noch nicht untersucht worden.

Die Zusammenfassung der Zweige 
der Sozialversicherung in einer Reichs-
versicherungsordnung vor dem Ersten 
Weltkrieg sah zur Enttäuschung der or-
ganisierten Ärzteschaft weder die Ein-
führung der freien Arztwahl noch die 
Einzelleistungshonorierung noch den 
Abschluss von Kollektivverträgen vor. 
Ständig wurde seitens der Krankenkas-
sen durch den Abschluss von Verträ-
gen mit einzelnen Ärzten eine Art „Ho-
norardumping“ betrieben. Streiks droh-
ten, Kassenverträge wurden gekündigt, 
der Leipziger Verband hatte bereits ei-
nen Streikfonds eingerichtet. Einen 
Tag vor Weihnachten 1913 gelang es der 
Reichsregierung gerade noch rechtzei-
tig vor dem Inkrafttreten der Reichsver-
sicherungsordnung (RVO) am 1. Januar 
1914, eine Einigung zwischen den Kon-
trahenten im sogenannten „Berliner Ab-
kommen“ herbeizuführen. Durch die 
Übergabe der Zulassungsautonomie der 
Kassen in paritätisch besetzte Vertrags- 
und Registerausschüsse wurde der ers-
te Schritt zu einer Zusammenarbeit zwi-
schen Kassen und Ärzten vollzogen, mit 
dem die freie Arztwahl und Kollekti-
verträge später möglich wurden. Mit 
dem Berliner Abkommen kam es zu ei-
ner entscheidenden Wende für die Ärz-
teschaft, mit der das Ringen um Selbst-
verwaltung und Berufsautonomie auch 
mithilfe des Staates einen vorläufigen 
Abschluss fand. 16

Schon vorher, am 25. März 1913, er-
folgte in Schleswig- Holstein die Grün-
dung eines Zweckverbandes der kassen-
ärztlichen Vereinigungen als Unterglie-
derungen des Hartmannbundes. Die-
ser Termin kann als Gründungsdatum 
des Vorläufers unserer heutigen Kassen-
ärztlichen Vereinigung angesehen wer-
den. 1918/19 wurden seine Aufgaben mit 
den beiden Vertragskommissionen der 
Ärztekammer zunächst durch den Kie-
ler niedergelassenen Arzt Sanitätsrat Dr. 
Mose, dann hauptamtlich durch Ober-
stabsarzt a. D. Dr. Karl Hüne (1871-1960) 
auf Betreiben des Kieler Sanitätsrats Dr. 
Julius Weisner im Kieler Ärztebüro ko-
ordiniert. Der ab 1923 als Provinzialver-
band Schleswig-Holstein des Hartmann-

gelung nach fünfzigjährigem Kampf für 
den „Reichskommissar der ärztlichen 
Spitzenverbände“, den späteren „Reichs-
ärzteführer“ Dr. med. Gerhard Wagner 
keinen vernünftigen Anlass zu grund-
sätzlichen Änderungen. So kam es durch 
die Verordnung des Reichsarbeitsminis-
ters vom 2. August 1933 zu verkraftba-
ren neuen Vorschriften. Das war zum ei-
nen die Gründung einer Kassenärztliche 
Vereinigung Deutschlands (KVD) als 
Körperschaft des öffentlichen Rechts,19 
die Zulassung von Ärzten zur Kassen-
praxis allein durch die Ärzteschaft und 
die Verteilung der in einem Gesamtho-
norar an die KVD gezahlten Kopfpau-
schale unter den Ärzten nach einem den 
Leistungen entsprechenden Punktesys-
tem.20 Die Aufgaben und Rechte der bis 
dahin auf privatrechtlicher Grundla-
ge bestehenden kassenärztlichen Ver-
einigungen wurden nunmehr von der 
KVD wahrgenommen. Aus Einrichtun-
gen beruflicher Selbstverwaltung wa-
ren staatliche Aufsichts- und Kontroll-
organe geworden.21  In Schleswig-Hol-
stein entstand aus dem Ärztlichen Pro-
vinzialverband des Hartmannbundes im 
August 1933 eine Provinzstelle Schleswig-
Holstein der KVD. Amtsleiter wurde 
der Gauobmann des schleswig-holstei-
nischen Nationalsozialistischen Deut-
schen Ärztebundes (NSDÄB) Dr. med. 
Hans Köhler (1878-1961), Neumünster. 
Für die im Lande niedergelassenen Ärz-
te änderte sich durch diese organisatori-
schen Veränderungen wenig, da die Ab-
rechnungsstellen blieben und auch die 
Umstellung auf Bezirksstellen 1934 nicht 
zu nennenswerten Belastungen führ-
te. Das Büro des bisherigen Provinzial-
verbandes wurde am 28. August 1933 aus 
Kiel nach Neumünster verlegt. In Kiel 
blieben in der Caprivistraße 24 noch für 
kurze Zeit die Ärztekammer, die Pensi-
onskasse der Ärzte sowie die regional zu-
ständige Bezirksstelle Kiel der Kassen-
ärztlichen Vereinigung.22

Literatur beim Verfasser
Dr. Dr. phil. Karl-Werner Ratschko, 

Bad Segeberg
Zweiter Teil: September

Info
Die Zusammenfas-
sung der Zweige der 
Sozialversicherung 
in einer Reichsversi-
cherungsordnung vor 
dem Ersten Weltkrieg 
sah zur Enttäuschung 
der organisierten Ärz-
teschaft weder die 
Einführung der freien 
Arztwahl, die Einzel-
leistungshonorierung 
noch den Abschluss 
von Kollektivverträ-
gen vor. Ständig wur-
de seitens der Kran-
kenkassen durch den 
Abschluss von Ver-
trägen mit einzelnen 
Ärzten eine Art „Ho-
norardumping“ be-
trieben. Streiks droh-
ten, Kassenverträ-
ge wurden gekündigt, 
der Leipziger Ver-
band hatte bereits ei-
nen Streikfonds einge-
richtet. 

„Die Vorgeschichte von Kassenärztlicher 
Vereinigung und Ärztekammer ist eng 
verbunden. Beide waren deswegen bis weit 
in die Nachkriegszeit auch für die Ärzte 
kaum auseinander zu halten.“ 
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ner.23 Im Januar 1934 wurde er auch Vor-
sitzender der Ärztekammer. Besonde-
re Fähigkeiten wurden nicht erwartet. 
Köhler war in seinen Ämtern nicht vom 
Vertrauen der schleswig-holsteinischen 
Ärzteschaft getragen, sondern allein auf-
grund seiner NS-Stellung berufen wor-
den. So wundert es nicht, dass er in Ärz-
tekreisen unbeliebt war.

An die Stelle der bisherigen kassen-
ärztlichen Vereinigungen traten fünf Be-
zirksstellen, deren Leitung durch von 
Gerhard Wagner ernannte Amtslei-
ter erfolgte. Es entstanden die Bezirks-
stellen Nord (Flensburg), Mitte (Rends-
burg), Kiel (Kiel), Ost (Bad Segeberg) 
und Süd (Lauenburg). Die in Bad Sege-
berg befindliche Bezirksstelle Ost wur-
de von den Parteigenossen Dr. Bruhn 
und Dr. Rinne geleitet und war für die 
ehemaligen Kassenärztlichen Vereini-
gungen in den Kreisen Pinneberg, Lau-

S E R I E

Die KV als Instrument 
der Überwachung
Die Kassenärztliche Vereinigung Schleswig-Holstein (KVSH) im Nationalsozialismus.

D
r. Hans Köhler (1878 - 1961) spiel-
te in der Übergangszeit nach der 
nationalsozialistischen Machter-
greifung als erster Chef der Pro-
vinzstelle Schleswig-Holstein der 
Kassenärztlichen Vereinigung 
Deutschlands (KVD) eine un-

rühmliche Rolle. Der zur Kassenpraxis 
zugelassene Frauenarzt unterhielt eine 
Privatklinik in Neumünster. Seine Ap-
probation erhielt er 1902, 1906 promo-
vierte er mit dem Thema „Säbelhiebver-
letzungen im Felde“ in Berlin. 

Nicht seiner Eignung, sondern der 
Tatsache, dass er schon vor dem 30. Ja-
nuar 1933 Gauobmann des schleswig-
holsteinischen Nationalsozialistischen 
Deutschen Ärztebundes war, verdank-
te er seine Ernennung im August 1933 
zum Amtsleiter der Provinzstelle durch 
den Reichskommissar, dem späteren 

„Reichsärzteführer“ Dr. Gerhard Wag-

enburg und Stormarn zuständig.24 Köh-
ler hatte die für die Abrechnung zustän-
digen Bezirksstellen von den Kreisen, für 
die sie zuständig waren (mit Ausnahme 
von Flensburg), räumlich getrennt. Es 
war ihm gelungen, alle Posten, auch die 
der Stellvertreter der Amtsleiter, mit Par-
teigenossen zu besetzen. Die Geschäfts-
führer der neuen Bezirksstellen mussten 
ihre Praxen aufgeben und erhielten ein 
monatliches Gehalt von 600 RM.25 Le-
diglich beim Segeberger SS-Obersturm-
bannführer Rinne wurde eine Ausnah-
me gemacht. Er durfte weiterhin prak-
tisch ärztlich tätig bleiben.

Facharztanerkennungen gehörten 
damals noch nicht zu den Aufgaben der 
Ärztekammern, sie wurden zunächst bis 
1935 weiterhin vom Verein Schleswig-
Holsteinischer Ärzte und danach vor-
übergehend von der KVD als Körper-
schaft öffentlichen Rechts erteilt, obwohl 

Info
In der Übergangs-
zeit nach der Macht-
ergreifung durch die 
Nationalsozialisten 
wurde der als Frauen-
arzt in Neumünster 
zugelassene Dr. Hans 
Köhler Amtsleiter der 
Provinzstelle der Kas-
senärztlichen Verei-
nigung Deutschlands 
(KVD). 1934 wurde 
Köhler auch Vorsit-
zender der Ärztekam-
mer. Vom Vertrauen 
der Ärzte war Köhler 
nicht getragen.

Die Villen in Bad Segeberg am Klosterkamp 12 und 13 waren ab 1935 Hauptsitz von KV-Provinzstelle und Ärztekammer. 
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dia 1922), dazu kam die Adoption des 
1938 geborenen Peter-Horst. Rinne hatte 
am Ersten Weltkrieg als Sanitätsoffizier 
teilgenommen und wurde als Stabsarzt 
der Reserve entlassen. 1931 wurde er ver-
hältnismäßig früh Mitglied der NSDAP 
(Nr. 558.248) und der SS (Nr. 19.250). 
Hervorzuheben ist seine für einen prak-
tisch tätigen Arzt steile Karriere in der 
SS als SS-Sturm-Arzt 1932, SS-Sturm-
bannführer und Obersturmbannführer 
1934 und SS-Standartenführer Ende 1938 
- eine Karriere, die auf sein nationalsozia-
listisches Engagement in der Ärzteschaft 
schon seit Ende der zwanziger Jahre zu-
rückzuführen ist. In den Beurteilun-
gen wurde ihm stets eine gefestigte nati-
onalsozialistische Weltanschauung be-
scheinigt. Auch war er Gauobmann des 
NS-Ärztebundes und seit März 1935 NS-
Gauamtsleiter des Amtes für Volksge-
sundheit.30

Voigt war Anfang der dreißiger Jahre 
in Neumünster Vorsitzender des Ärzte-
vereins sowie Kreisamtsleiter des Amtes 
für Volksgesundheit und Amtsleiter der 
Bezirksstelle Mitte Schleswig-Holstein 
der KVD. Er war als Mitglied der NS-
DAP treuer Gefolgsmann der National-
sozialisten. Als geschäftsführender Arzt 
bewohnte er eine Wohnung im ersten 
Stock der von der Provinzstelle der KV 
1937 angemieteten Villa Klosterstraße 13.

Für die Alltagsarbeit der KV-Pro-
vinzstelle war Alfred Evert von entschei-
dender Bedeutung. Er war im Gegensatz 
zu Rinne und Voigt parteipolitisch nicht 
engagiert und konnte deswegen seine 
Tätigkeit nach 1945 bis zu seinem Ruhe-
stand am 30. März 1968 unbeeinträch-

sich diese Aufgabe überwiegend auf As-
sistenzärzte bezog, die nicht Mitglied 
der KV waren. Nach dem Inkrafttre-
ten der Reichsärzteordnung am 1. April 
1936 erfolgten die Facharztanerkennun-
gen durch die regionalen Verwaltungs-
stellen der neu geschaffenen Reichsärz-
tekammer. Die Beiträge zur Ärztekam-
mer einschließlich der Pensionskasse 
wurden jedoch ab Mai 1934 für alle Ärz-
te eines Bezirks durch die zuständigen 
Bezirksstellen der KVD eingezogen, also 
auch für die nicht der KVD angehören-
den Assistenzärzte. Die „Ärztekammer-
kasse“ wurde verpflichtet, entsprechen-
de Daten an die KVD-Bezirksstellen zu 
geben.26 Damit wurde eine faktisch bis in 
die achtziger Jahre des vorigen Jahrhun-
derts währende Abhängigkeit der Ärzte-
kammer von den Kassenärztlichen Ver-
einigungen begründet, wobei in der Öf-
fentlichkeit die Ärztekammer mit ihren 
Empfehlungen und Regulierungen des 
ärztlichen Berufes häufig stärker in Er-
scheinung trat. 

Anfang April 1935 musste Köhler alle 
seine Ämter wegen offenkundiger Un-
fähigkeit niederlegen, sein Nachfolger 
als Amtsleiter der Provinzstelle Schles-
wig-Holstein und wenig später auch als 
Vorsitzender der Ärztekammer wurde 
im Juni der Segeberger Dr. Hans Rinne 
(1888-1948).27 Die KV und die Ärztekam-
mer in Neumünster wurden nach Bad 
Segeberg verlegt. Geschäftsführender 
Arzt der Ärztekammer und KV-Verwal-
tungsstelle wurde nun Dr. Oskar Voigt 
(1888-1974).28 Zum 1. Juli 1935 wurde an-
stelle der dezentralen Abrechnung in 
den Bezirksstellen eine zentrale Abrech-
nungsstelle in Bad Segeberg eingerichtet. 
Für die Bezirksstellen wurden die ehren-
amtlichen Amtsleiter entlassen, die Ge-
schäftsführer zu hauptamtlichen Amts-
leitern ernannt. Die Bezirksstellen Ost 
und Süd wurden zu einer Bezirksstel-
le Ost in Bad Segeberg vereinigt.29 Damit 
hatten Kassenärztliche Vereinigung und 
Ärztekammer endgültig ihren Sitz in Bad 
Segeberg. 

Rinne hatte seit 1920 eine Praxis in 
Kaltenkirchen. 1923 ließ er sich in Bad 
Segeberg nieder und wurde leitender 
Arzt der chirurgischen Abteilung des 
Kreiskrankenhauses. In der Kurhaus-
straße hatte er seinen Wohnsitz und un-
terhielt eine Privatklinik. Später wohn-
te er am Ihlsee. Als SS-Obersturmbann-
führer war er für Gerhard Wagner eine 
hervorragende Besetzung der beiden eh-
renamtlichen Führungspositionen. Er 
blieb es, ebenso wie Oskar Voigt, bis zum 
Ende der NS-Zeit. Rinne, am 11. Februar 
1888 in Greifswald geboren, hatte in Göt-
tingen, München und Freiburg studiert, 
dort sein Staatsexamen 1913 abgelegt und 
im gleichen Jahr zum Dr. med. promo-
viert. Er war verheiratet mit Anna Engel, 
sie hatten zwei Töchter und einen Sohn 
(Gisela 1917, Jost-Heinrich 1919 und Ly-

tigt fortsetzen. Geboren am 9. Februar 
1901 in Schwerin, arbeitete er zunächst 
in Schwerin und Kiel im Bank- und Fi-
nanzwesen. Evert war schon im Oktober 
1931 für das Kieler Ärztebüro als Büro-
vorsteher eingestellt worden, dann maß-
geblich am Aufbau der KV-Landesstel-
le in Neumünster beteiligt und wurde 
1935 kaufmännischer Geschäftsführer in 
Bad Segeberg. Insgesamt war er 37 Jah-
re für die Kassenärzte tätig. In Bad Se-
geberg war er der Motor der damaligen 
Umstrukturierung von der Abrechnung 
in Bezirksstellen zu einer zentralen Ab-
rechnungsstelle. Von März 1943 bis Au-
gust 1945 war er Soldat. Nach Kriegsen-
de war die Bewältigung der schwierigen 
Überleitungs- und Aufbauarbeiten in 
hohem Maße ihm zu verdanken.31

Hauptsitz von Ärztekammer und 
KV-Provinzstelle wurde zunächst ab 1. 
Juli 1935 die von der Spar- und Leihkas-
se der Stadt Bad Segeberg der KV-Lan-
desstelle vermietete Villa in der Kloster-
straße 12 mit etwa 340 qm Fläche inklu-
sive einer kleinen Keller- und Dachge-
schosswohnung. Die Miete betrug ins-
gesamt 263 Reichsmark (RM). Mitte 
1937 kam die von Amtsgerichtsrat Bruno 
Klopsch verwaltete Villa Klosterkamp 
13 dazu, die im Erdgeschoss als Büro ge-
nutzt werden konnte und in den oberen 
Stockwerken zwei Wohnungen für Os-
kar Voigt und eine von Klopsch über-
nommene Mieterin vorhielt. Die beiden 
Villen waren hervorragend am Segeber-
ger See gelegen, die etwas betagte Bau-
substanz führte jedoch in der Folgezeit 
immer wieder zu Auseinandersetzun-
gen mit den Vermietern. Die Räumlich-Fo
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Alfred Evert war Ge-
schäftsführer der KV-
Provinzstelle und für 
die Alltagsarbeit verant-
wortlich. Er war partei-
politisch nicht engagiert 
und konnte deshalb bis 
zu seinem Ruhestand 
1968 weiterarbeiten. 

1935
In diesem Jahr musste 
Dr. Hans Köhler sein 
Amt wegen offenkun-
diger Unfähigkeit nie-
derlegen. Nachfolger 
wurde der Segeberger 
Arzt Dr. Hans Rinne. 
Deshalb wurden im 
gleichen Jahr die Sitze 
von KV und die Ärz-
tekammer nach Bad 
Segeberg verlegt. Im 
gleichen Jahr wurde 
dort eine zentrale Ab-
rechnungsstelle einge-
richtet. 
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lichen Kosten für geschäftsführenden 
Arzt, kaufmännischen Geschäftsführer 
und alle übrigen Mitarbeiter trug die KV. 
1942/43 waren das z. B. für die KV-Lan-
desstelle etwa 73.600 RM, für die Ärz-
tekammer 15.500 RM pro Jahr. Nicht 
berücksichtigt ist hier die ehrenamtli-
che Vergütung des Ärztekammervorsit-
zenden und Amtsleiters, der 1942 ins-
gesamt 8.400 RM/Jahr erhielt, von de-
nen auf die Ärztekammer 3.600 RM 
entfielen. Interessant mögen in diesem 
Zusammenhang auch die leicht gerun-
deten Jahreseinkommen der „Gefolg-
schaftsmitglieder“ der KV-Verwaltungs-
stelle im Jahr 1942 sein: Voigt mit 13.200 
RM und Evert mit 10.520 RM pro Jahr 
lagen an der Spitze, es folgte Elisabeth 
Hanck aus der Buchhaltung mit 3.672 
RM und Philippine Weber aus der Ab-
rechnungsabteilung mit 3.232 RM. Im 
Durchschnitt lagen die Gehälter zwi-
schen 1.500 und 2.500 RM pro Jahr. Die 
drei Auszubildenden Anni, Irma und 
Hili Bunge, Drillinge aus Bad Segeberg, 
erhielten 1942 jeweils 473,33 RM im Jahr 
als Vergütung.34

Die wichtigste Aufgabe der KVD 
war es, die kassenärztliche Versorgung 
sicherzustellen, eine Aufgabe, die wäh-
rend des Krieges immer schwerer zu er-
füllen war. Mehr und mehr entwickel-
te sich die Kassenärztliche Vereinigung 
in der NS-Zeit zu einem nationalsozia-
listischen Instrument der Überwachung 
der Ärzte. Neben der Regelung der Ver-
gütungen bestimmte sie unter Zugrun-
delegung nationalsozialistischer Ziele 
Näheres über die Wirtschaftlichkeit der 
Behandlungsweise und die Prüfung der 
ärztlichen Leistungen. In diesem Zu-
sammenhang durfte sie den Kassenärz-
ten Weisungen erteilen. 

Die Befugnisse der KV-Verwal-
tungsstellen waren jedoch im Innver-
hältnis seitens der KVD-Führung be-
schränkt auf diejenigen Geschäfte, die 
den Dienststellen vom „Reichsärztefüh-
rer“ zur selbständigen Erledigung über-
tragen waren.35 Entsprechend waren die 
Aufgaben auf die „Gefolgschaftsmitglie-

keiten reichten für den steigenden Be-
darf in der Folgezeit nicht aus, sodass 
Rinne 1938 seine Privatklinik in der Eu-
tiner Straße für 46.000 Reichsmark an 
die Reichsärztekammer verkaufte. In 
der Eutiner Straße fanden zunächst die 
Mitarbeiter der wachsenden Privatärzt-
lichen Verrechnungsstelle, die seit An-
fang 1938 zur Ärztekammer gehörte, ei-
nen Arbeitsplatz.

Zur Verdeutlichung der damali-
gen Verhältnisse einige statistische Ver-
gleichszahlen zum Einkommen der Kas-
senärzte in Schleswig-Holstein aus den 
Jahren 1935/36 (siehe Tabelle 1). 

Der schleswig-holsteinische Arzt 
hatte also ein durchschnittliches Brut-
toeinkommen von etwa 1.000 RM pro 
Monat aus kassenärztlicher Tätigkeit. 
Dies entsprach ungefähr dem Gehalt ei-
nes Lehrstuhlinhabers in Kiel ohne Ne-
beneinnahmen. Hinzu kamen die oft 
nicht unerheblichen Privateinnahmen. 

Hiermit könnte sich die Zufrieden-
heit der Ärzte mit dem NS-Regime zum 
Teil erklären lassen, die am Ende der 
NS-Herrschaft mit über 40 Prozent Mit-
glieder der NSDAP waren.32 Im letzten 
Vorkriegsjahr 1938 rechneten die schles-
wig-holsteinischen Kassenärzte im 
Quartal rund 350.000 Behandlungsfäl-
le ab und erhielten dafür eine Honorar-
summe von 2,3 Millionen Reichsmark, 
das war pro Krankenschein ein Betrag 
von 6,50 RM. Die Abrechnung bestand 
aus einem handschriftlich ausgefüllten 
Blatt Papier in der Größe DIN A4.33 

Die KV-Landessstelle hatte in den 
Jahren ab 1935 etwa 25 „Gefolgschafts-
mitglieder“, wie die Mitarbeiter damals 
genannt wurden, die alle auch von ihr 
eingestellt waren. Die Ärztekammer be-
teiligte sich im Rahmen der Inanspruch-
nahme von Personal und Infrastruktur 
anteilig an den Kosten. Die Höhe des ge-
zahlten Betrages lässt schon die Arbeits-
belastung der beiden Einrichtungen er-
kennen. Die Ärztekammer übernahm 
die Hälfte der Kosten für den geschäfts-
führenden Arzt sowie die Gesamtkos-
ten für ein bis zwei Mitarbeiter. Die rest-

der“ in der schleswig-holsteinischen 
Landesstelle verteilt. Die größte Grup-
pe bildeten z. B. im Jahr 1943 die elf Mit-
arbeiterinnen in der Abrechnung, ge-
folgt von vier Mitarbeiterinnen in der 
Buchhaltung, zwei im Arztregister, einer 
Mitarbeiterin und einem Mitarbeiter in 
der Registratur sowie einer Sekretärin 
des kaufmännischen Geschäftsführers 
Evert. Dazu kam noch ein Sachbearbei-
ter für die Ärztekammer. Die überwie-
gende Besetzung mit Frauen ergab sich 
aus den Kriegsnotwendigkeiten: Neun 
männliche kaufmännische Angestellte 
waren zu diesem Zeitpunkt zum Wehr-
dienst einberufen, darunter die drei Ab-
rechnungsleiter und der Stellvertre-
ter des kaufmännischen Geschäftsfüh-
rers und der Registraturvorsteher und 
ab 1943 auch noch die „Seele des Gan-
zen“, Alfred Evert. Der von Goeb bels im 
Sportpalast am 18. Februar 1943 ausge-
rufene totale Krieg zeigte auch Folgen 
für die Arbeit der Kassenärztlichen Ver-
einigung, die jedoch ihrer Kernaufgabe, 
die für die Ärzte lebenswichtige Hono-
rierung der Leistungen bis zum Zusam-
menbruch und auch bald wieder danach 
erfüllen konnte.

Literatur beim Verfasser
Dr. Dr. phil. Karl-Werner Ratschko, 

Bad Segeberg
Dritter Teil: Oktober

Info
Die Abrechnung be-
stand aus einem 
handschriftlich aus-
gefüllten Blatt Papier 
der Größe DIN A4. 
Das Einkommen, das 
die niedergelassenen 
Ärzte Mitte der 1930er 
Jahre erzielen konn-
ten, entsprach unge-
fähr dem Gehalt eines 
Lerhstuhlinhabers.
Wichtigste Aufga-
be der Kassenärztli-
chen Vereinigung war 
es, die kassenärztliche 
Versorgung sicherzu-
stellen - eine Aufgabe, 
die während des Krie-
ges immer schwerer 
zu erfüllen war. Mehr 
und mehr entwickel-
te sich die Kassen-
ärztliche Vereinigung 
in der NS-Zeit zu ei-
nem nationalsozia-
listischen Instrument 
der Überwachung der 
Ärzte. 

pro Quartal 1935/36 Einwohner 
pro Kassen-
arzt 1936

Vers. pro 
Kassen arzt 
1935

Fälle pro 
Kassen arzt 
1935

Kosten pro 
Vers. 1935 in 
RM

Kosten je 
Fall 1935 in 
RM

Roheinkommen je 
Kassen arzt aus der 
GKV 1935 in RM

Gesamteinkommen 
je Kassen arzt 1935 
in RM

Schleswig-Holstein 1.946 
Einwohner

674 1.241 Fälle 15,96 RM 8,30 RM 10.323 RM 18.400 RM

Durchschnitt im 
Deutschen Reich

1.861 
Einwohner

615 1.209 Fälle 15,03 RM 7,40 RM 8.711 RM 17.300 RM

Tabelle 1: Vergleich des durchschnittlichen kassenärztlichen Einkommens schleswig-holsteinischer Ärzte mit denen des Reiches. 
KA= Kassenarzt, GKV= Gesetzliche Krankenversicherung, RM= Reichsmark
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regnum. Der Amtsleiter der Kassenärzt-
lichen Vereinigung und Vorsitzende der 
Ärztekammer, Dr. Hans Rinne, und der 
geschäftsführende Arzt der Ärztekam-
mer und KV-Verwaltungsstelle, Dr. Os-
kar Voigt, waren verhaftet und interniert. 
1946/1947 befanden sie sich im Internie-
rungslager für NS-Führungskräfte in 
Eselsheide, dem Civil Internment Camp, 
CIC No. 79, zwischen Bielefeld und Pa-
derborn. Von dort wurden sie 1948 nach 
Bad Segeberg entlassen. In ihren frü-
heren Positionen fanden sie weder im 
Krankenhaus (Rinne) noch bei Kam-
mer und KV wieder Verwendung. Rinne 
starb schon Ende 1948 an Krebs.36

Eine arbeitsfähige ärztliche Orga-
nisation war jedoch in den Wirren der 
Nachkriegszeit dringend erforderlich. 
Dies erkannte auch die britische Besat-
zungsmacht. Sie beauftragte den aus 
Oberschlesien stammenden ehemaligen 
Amtsarzt und seit 1945 in Kiel tätigen 
praktischen Arzt Dr. med. Berthold Ro-
dewald (1891-1966)37 Ende Juni 1945, die 
Geschäfte der Ärztekammer einschließ-
lich die der kassenärztlichen Verwal-
tungsstelle zu übernehmen. Obwohl die 

N
ach dem Zusammenbruch des na-
tionalsozialistischen Regimes hat-
ten auch die Reichsärztekammer 
in München und die Kassenärzt-
liche Vereinigung Deutschlands 
in Berlin ihre Tätigkeit eingestellt. 
In Schleswig-Holstein herrsch-

te in den Verwaltungsstellen der Kam-
mer und KV von Mai bis Juli ein Inter-

schleswig-holsteinische Kammer und 
KV bis zum Zusammenbruch 1945 nur 
Untergliederungen der Reichsärztekam-
mer ohne eigene Rechtspersönlichkeit 
waren, wurden sie nach dem Willen der 
Besatzungsmacht provisorisch als selbst-
ständige Einrichtung weitergeführt, wo-
bei die Provinzstelle der KVD bis zum 
August 1948 in die Landesärztekammer 
eingegliedert war. Die an die veränder-
ten Verhältnisse angepasste Reichsärz-
teordnung wurde einfach weiter ange-
wendet.38 

Die Militärregierung befürchtete 
im Chaos der ersten Nachkriegszeit im 
völlig mit Flüchtlingen und internier-
ten deutschen Soldaten übervölkerten 
Schleswig-Holstein bei anfänglichem 
Arztmangel den Zusammenbruch der 
ärztlichen Versorgung sowie den Aus-
bruch von Seuchen. Die Zahl der Kas-
senärzte bedurfte einer Regulierung. Die 
geordnete Zulassung einer ausreichen-
den Menge von Ärzten zur Kassenpraxis 
war ein Gebot der Stunde. Auch zeigten 
sich in der Ärzteschaft Zerfallserschei-
nungen. Kleine und kleinste Abrech-
nungsstellen entstanden, örtlich wurden 

Verhältnisse 
1952 pro 
Jahr in DM

Honorare Arzneikosten Kranken-
hauspflege

Schleswig-
Holstein

22,80 10,29 26,73

Bundes-
gebiet

22,49 12,22 23,53

Honorare, Arzneikosten und Krankenhauspflege in Schleswig-Holstein 
im Vergleich zum Bundesgebiet.

1948
nahm die KVSH 
ihre Arbeit als selbst-
ständige Organisati-
on auf.  

Ansicht der KV von der Eutiner Straße aus. 
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Mit Misstrauen und 
Widerstand gestartet
Nach dem Krieg musste die KV ihre Arbeit ohne verlässlichen Rechtsrahmen, begleitet von 
Widerständen, Misstrauen und schlechter Stimmung unter den Ärzten ihre Arbeit aufnehmen.  
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bei einer Gesamtbevölkerung von 2,65 
Millionen) standen anfangs einer über-
großen Zahl von Ärzten gegenüber.42 
Mitte 1949 gab es neben den 508 Kas-
senärzten, die bereits 1939 niedergelas-
sen waren, noch 528 Kassenärzte mit vo-
rübergehender Niederlassungsgenehmi-
gung sowie 465 an der kassenärztlichen 
Versorgung beteiligte Ärzte, insgesamt 
also 1.495 Kassenarztpraxen gegenüber 
ca. 700 im Jahr 1939.43 Die sozialhygie-
nischen Probleme, das starke Ansteigen 
der Geschlechts-, Tuberkulose-, Ty-
phus- und Malariaerkrankungen bei oft 
schwierigen Unterbringungsverhältnis-
sen und einem Mangel an allen erforder-
lichen Materialien erschwerten die Ar-
beiten zusätzlich.44 Die vermehrte Zahl 
der Ärzte und der schlechte Gesund-
heitszustand der Flüchtlinge, fast voll-
ständig sehr junge und sehr alte Perso-
nen, hatten auch ein Absinken der ärzt-
lichen Vergütungen zur Folge. Die Kran-
kenkassen zahlten damals eine Kopfpau-
schale nach Zahl der Versicherten an die 
KV-Abrechnungsstelle, die dann die un-
dankbare Aufgabe hatte, eine einigerma-
ßen gerechte Bezahlung der Ärzte zu or-
ganisieren. Die große Zahl der zu behan-
delnden Fälle führte zu einer Verminde-
rung der eigentlich nach abgerechneten 
Leistungen erforderlichen Zahlungen 
auf bis zu 50 Prozent.45 Erst einige Zeit 
nach der Währungsunion 1948 began-
nen sich die Verhältnisse langsam zu 
bessern.

Überschattet wurde alles von der un-
sicheren rechtlichen Lage. Die Unter-
gliederungen nahmen ihre Aufgabe als 
Funktionsträger der de jure noch fort-
bestehenden Reichsärztekammer wahr. 
Diese Auffassung festigte sich jedoch 
erst durch die Rechtsprechung des Ober-
verwaltungsgerichts Münster 1951 so-
wie des Verwaltungsgerichtshofs des 3. 
Karlsruher Senats 1952.46,47 Bis dahin war 
die notwendige, aber nicht unumstritte-
ne Arbeit der Bad Segeberger ärztlichen 
Organisation ohne verlässliche Rechts-
grundlage. Hinzu kam die schlechte 
Stimmung in der Ärzteschaft. Die Nach-
folgeorganisation der Reichsärztekam-
mer wurde mit Misstrauen betrachtet. 
Es gab starke Widerstände aus der Ärz-
teschaft, gepaart mit Unzufriedenheit 
und Erbitterung. Besonders als nach-
teilig empfundene Entscheidungen der 
Kammer führten zu persönlichen An-
griffen und Verunglimpfungen gegen-
über den kommissarisch bestellten Lei-
tern. Schwerer noch wogen die Hemm-
nisse durch inkompetente, von der Be-
satzungsmacht eingesetzte Kommissare 
der unteren Verwaltungsebenen, die den 
Fortgang der Arbeit gelegentlich nach-
haltig gefährdeten.48 Kompliziert wurde 
die Lage, wenn sich regionale Behörden 
berechtigt glaubten, über die Zulassung 
von Ärzten entscheiden zu können. Da-
bei spielten nicht selten unsachliche Mo-

Vertragsverhandlungen zwischen einzel-
nen Ärzten und regionalen Krankenkas-
sen aufgenommen. In mühsamer Klein-
arbeit gelang es Rodewald mit anderen 
aktiven Ärzten, die Ärzteschaft regio-
nal trotz der schwierigen Verkehrsver-
hältnisse und der unsicheren Postwege 
in Versammlungen über die neuen Ver-
hältnisse zu unterrichten.39 Erstaunlich 
schnell wurden wieder ärztliche Kreis-
vereine gebildet. Weitgehend unbelaste-
te Ärzte mit berufspolitischer Erfahrung 
wurden gefunden, die als Vorsitzende 
gewählt und von der Militärregierung 
bestätigt werden konnten. Diese Kreis-
vereinsvorsitzenden bildeten den aus 20 
Obmännern bestehenden Beraterkreis 
für den „Kammerkommissar“, für den 
sich bald die Dienstbezeichnung „Prä-
sident“ fand. Damit gab es eine Art par-
lamentarisches Organ, das sich „Lan-
desärztekammer“ nannte. Die erste vor-
bereitende Ärztekammersitzung fand 
schon am 30. Juni 1945 in Bad Segeberg 
statt. Auf Anweisung der Militärregie-
rung wurde ein fünfköpfiger Vorstand 
gebildet.40 Die Verwaltungsarbeiten 
wurden zunächst von Dr. med. Karl Hae-
denkamp (1889-1955), der bald darauf 
in die Geschäftsführung des Nordwest-
deutschen Kammerausschusses wechsel-
te, dann von Dr. med. Dr. rer. nat. Curt 
Walder (1895- ?) und Alfred Evert (1901-
1995) nach seiner Entlassung aus der 
Kriegsgefangenschaft im August 1945 in 
den nächsten zwei Jahrzehnten geleitet.41 

Walder, am 10. Februar 1895 in Ber-
lin geboren, begann 1914 in Freiburg i. Br. 
das Medizinstudium, meldete sich noch 
im Herbst als Freiwilliger zum Kriegs-
dienst, wurde 1918 schwer verwundet 
und als Leutnant d. R. entlassen. Nach 
dem Studium der Medizin in Freiburg, 
Staatsexamen und Promotion 1922 zum 
Dr. med. schloss sich das Studium der 
Staatswissenschaften und 1924 die Pro-
motion zum Dr. rer. pol. an. Es folgten 
die ärztliche Weiterbildung in der Chari-
té, drei Jahre als praktischer Arzt in Ber-
lin, dann 1928 die Aufnahme der Tätig-
keit als ärztlicher Geschäftsführer des 
Deutschen Ärztevereinsbundes, 1936 mit 
dessen Auflösung die Übernahme durch 
die Reichsärztekammer. 1939 wurde er 
zum Kriegsdienst erst als Artillerieof-
fizier eingezogen, dann war er im Sani-
tätsdienst, zum Schluss als Divisionsarzt 
tätig. Im Krieg verlor er seine Frau, eine 
Tochter und seinen Sohn. Am Ende des 
Krieges wurde er als Oberstabsarzt d. R. 
in Schleswig-Holstein entlassen und 
stellte sich mit seiner umfassenden Er-
fahrung Rodewald zur Verfügung. 1952 
heiratete er erneut.

Die anstehenden Arbeiten waren 
schwierig. Die Aufgaben hatten einen 
Umfang, wie es sie für Kammer und KV 
seit ihrem Bestehen noch nicht gegeben 
hatte. Hunderttausende von ärztlich un-
versorgten Flüchtlingen (1,2 Millionen 

tive und persönliche Beziehungen eine 
unheilvolle Rolle. 

Bei der ambulanten Versorgung der 
Bevölkerung sollte die von nationalsozi-
alistischen Inhalten befreite Zulassungs-
ordnung Anwendung finden. Das Ver-
hältnis von einem Kassenarzt auf 600 
versicherte Kassenmitglieder war aller-
dings nicht anwendbar, da die Flüchtlin-
ge anfangs noch nicht in Schleswig-Hol-
stein krankenversichert waren. Das frü-
her bestehende Zahlenverhältnis von 
Arzt zu Gesamtbevölkerung von 1:2.200 
konnte wegen des desolaten Gesund-
heitszustandes, der ungünstigen Alters-
verteilung und Unterbringung sowie der 
miserablen Verkehrsverhältnisse keine 
Anwendung finden. Rodewald entschied 
sich, ein Verhältnis von 1:1.700 anzustre-
ben. Die Zahl der Kassenärzte erhöh-
te sich dadurch von 730 im Jahr 1939 auf 
1.512 Ende 1948.

Ereignisse in der amerikanischen 
Zone drohten im Frühjahr 1948 die halb-
wegs stabilen Verhältnisse bei den ärzt-
lichen Organisationen der Westzonen 
zu zerstören. In München sollte die dor-
tige Ärztekammer als „Naziorganisati-
on“ aufgelöst werden. Auswirkungen auf 
alle Ärztekammern wurden befürch-
tet. Damit drohte auch die Auflösung der 
in die Kammer einbezogenen und für 
das wirtschaftliche Überleben der nie-
dergelassenen Ärzte wichtigen Verwal-
tungsstellen der KV. Als Reaktion wur-
den in den Westzonen die Kassenärzt-
lichen Vereinigungen aus den Ärzte-
kammern ausgegliedert und selbststän-
dig weitergeführt. Nun brauchte auch 
die KV eigene Leitungsstrukturen. Des-
wegen erfolgte in Schleswig-Holstein im 
Juli 1948 landesweit die Wahl der Organe 
der Kassenärztlichen Vereinigung, die 
im August 1948 im Klosterkamp 12 offi-
ziell ihre Tätigkeit, nun als selbstständi-
ge Einrichtung weiterführte. Den Vor-

1,2 Mio
Flüchtlinge waren 
nach dem Krieg in 
Schleswig-Holstein 
bei einer Gesamtbe-
völkerung von 2,65 
Million Menschen zu 
versorgen. Mitte 1949 
gab es neben den 508 
Kassenärzten, die be-
reits 1939 niedergelas-
sen waren, noch 528 
Kassenärzte mit vor-
übergehender Nieder-
lassungsgenehmigung 
sowie 465 an der kas-
senärztlichen Versor-
gung beteiligte Ärzte, 
insgesamt also 1.495 
Kassenarztpraxen. 

Berthold Schüttrumpf, Geschäftsführer der KV (1968-1987).
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beschlagnahmt worden und wurde erst 
im Oktober 1947 wieder für die Lan-
desärztekammer freigegeben. Bis dahin 
mussten die Aufgaben der beiden Ver-
waltungen einschließlich der zur Ärzte-
kammer gehörigen Privatärztlichen Ver-
rechnungsstelle im Wesentlichen in den 
Räumen der Eutiner Straße 3 bearbeitet 
werden. Auch nach Räumung der Villa 
durch die Briten forderte die Stadt noch 
das Verfügungsrecht über den 1. Stock 
der Villa Klosterkamp 12, um Wohn-
raum für den Oberkreisdirektor Dr. Jen-
dis zu beschaffen. Die Arbeit der Ärzte-
kammer musste also nicht nur mit den 
schwierigen politischen Bedingungen 
der Nachkriegszeit, sondern auch mit 
außerordentlich beengten räumlichen 
Verhältnissen fertig werden. Dem Ver-
nehmen nach wurde ein einigermaßen 
erträglicher Übergang Mitte 1945 auch 
durch das Engagement der Mitarbeite-
rinnen einschließlich der „Bunge-Dril-
linge“ Anni, Irma und Elli ermöglicht, 
die bei der von den Briten angeordne-
ten überstürzten Räumung der Villa im 
Klosterkamp 12 die wichtigsten Akten 
der Kassenärztlichen Vereinigung vorü-
bergehend in der Malerwerkstatt Bunge 
in der Lübecker Straße 40 unterbrachten, 
sodass die für die Abrechnung notwen-
digen Unterlagen sichergestellt wurden 
und der „Geschäftsbetrieb“ insbesonde-
re der Abrechnungsstelle für die Kassen-
ärzte möglich blieb.52

Ein unter diesen Umständen „glück-
licher“ Umstand war, dass der Geschäfts-
umfang der Privatärztlichen Verrech-
nungsstelle, die das Gebäude in der Euti-
ner Straße bis 1945 allein genutzt hatte, in 
der ersten Nachkriegszeit stark rückläu-
fig war. So konnten dort erst einmal alle 
unterkommen. Eine nachhaltige Besse-
rung der Raumsituation gab es auch in 
der Folgezeit nur in geringem Umfang. 

sitz beider Einrichtungen behielt Rode-
wald. In 17 der damals 21 Kreise kam es 
zwischen Vorsitzenden von Ärzteverei-
nen und von Kassenärztlichen Kreisstel-
len zur Personalunion.49 Die bis dahin 
als Verwaltungsstelle der Ärztekammer 
geführte Privatärztliche Verrechnungs-
stelle wurde ab 1. Oktober 1948 priva-
tisiert.50 Eine Zulassungsordnung vom 
21. April 1948 schaffte klare Regelungen 
für die Zulassung der Kassenärzte. Das 
Arztregister wurde nunmehr bei der KV 
geführt. Die Übergangsbestimmungen 
bezüglich der rund 500 nur auf Wider-
ruf zugelassenen Ärzte, denen mit der 
Zulassungsordnung nunmehr die kas-
senärztliche Tätigkeit dauerhaft ermög-
licht wurde, führte noch für einige Zeit 
zu Ungewissheiten.

Nachdem in einer Arbeitstagung am 
15./16. Juni 1947 in Bad Nauheim eine Ar-
beitsgemeinschaft der westdeutschen 
Ärztekammern , die spätere Bundesärz-
tekammer, gegründet worden war, folg-
te jetzt am 16. Oktober 1948 in Stutt-
gart anlässlich des 51. Deutschen Ärzte-
tages auch die Gründung der Arbeitsge-
meinschaft der Landesstellen der Kas-
senärztlichen Vereinigungen, aus der in 
der Folgezeit die Kassenärztliche Bun-
desvereinigung (KVB) entstand.51 Es ge-
lang den Vertretern des KV-Bereichs, als 
gleichberechtigte Verhandlungspartner 
der Krankenkassen zunächst in der Bri-
tischen Zone anerkannt zu werden. Bis 
zur Schaffung eines neuen Kassenarzt-
rechtes sollte es jedoch noch bis zum 17. 
August 1955 dauern.

Die angemietete Villa im Kloster-
kamp 12 stand der provisorisch errichte-
ten Ärztekammer und der von ihr treu-
händerisch verwalteten KV-Landesstel-
le allerdings zunächst nicht mehr zur 
Verfügung. Sie war von der Besatzungs-
macht für eigene Zwecke zum 1. Juli 1945 

Die PVS konnte in der Moltkestraße 1 
unmittelbar neben dem Gebäude von 
Kammer und KV ein eigenes Verwal-
tungsgebäude errichten. Dadurch stand 
in der Eutiner Straße zusätzlicher Platz 
zur Verfügung. Ein größerer und ein 
kleinerer Anbau nutzten auch die letzten 
Erweiterungsmöglichkeiten. In dieser Si-
tuation wurden die nicht mehr brauch-
baren Räume in der Klosterkamp im 
Jahr 1951 gekündigt. Der Raumbedarf der 
KV wurde jedoch in den Folgejahren im-
mer größer, insbesondere durch die Ver-
größerung der Kassenarztzahl, aber auch 
durch die weitere Ausgestaltung des kas-
senärztlichen Vertragswesens, des Prü-
fungswesens und durch Neuregelungen 
der Honorarverteilung. Entlastungsver-
suche durch Rationalisierungsmaßnah-
men und den Einbau erster Vorstufen ei-
ner mechanisierten Datenverarbeitung 
schufen keine dauerhafte Abhilfe. Insge-
samt war dies eine bedrängende Arbeits-
situation, da auch die Räume von Rinnes 
ursprünglicher Privatklinik den Ansprü-
chen an ein zeitgemäßes Bürogebäude 
kaum gewachsen waren. Bis zu einer be-
friedigenden Lösung Mitte der sechziger 
Jahre musste noch eine Menge Geduld 
aufgebracht werden.

1952 stellen sich Honorare, Arznei-
kosten und Kosten für Krankenhaus-
pflege der Schleswig-Holsteiner im Ver-
gleich zum Bundesgebiet wie folgt dar: 
(Tabelle Seite 24)

Die Kassenärzte in Schleswig-Hol-
stein befanden sich trotz der schwieri-
gen Flüchtlingssituation in einer wirt-
schaftlich vergleichbaren Lage wie die 
Ärzte im übrigen Bundesgebiet. Die Zahl 
der Mitarbeiter/-innen in der Geschäfts-
stelle der KV war dem steigenden Bedarf 
angepasst worden. Waren es 1945 etwa 
25 Mitarbeiter, so gab es Ende 1952 ne-
ben dem wie bisher zur Hälfte von der 
KV bezahlten geschäftsführenden Arzt 
Curt Walder den kaufmännischen Ge-
schäftsführer Alfred Evert, einen haupt-
amtlich tätigen Prüfarzt, 46 kaufmänni-
sche Angestellte, einen Kraftfahrer und 
einen Hausmeister. 1965 waren es schon 
75 Mitarbeiter. 1952 fanden immerhin 12 
Vorstandssitzungen und 7 Sitzungen der 
Abgeordnetenversammlung statt. Am 7. 
Mai 1952 fanden Wahlen statt, wobei auf 
75 Kassenärzte pro Kreis ein Abgeord-
neter gewählt wurde, hinzu kamen 7 auf 
einer Landesliste gewählte Abgeordne-
te sowie einige hinzugewählte Vertreter 
ärztlicher Verbände. Bei den Vorstands-
wahlen am 14. Juni 1952 kam es zu einem 
Patt in der Wahl des 1. Vorsitzenden zwi-
schen Berthold Rodewald und Rudolf 
Reichert mit jeweils 16 Stimmen. In der 
Stichwahl wurde Rodewald mit 17 Stim-
men erneut KV-Vorsitzender.

Die weitere Entwicklung der KVSH
Aufgrund eines überraschenden Rück-
tritts Rodewalds kam es am 9. Juli 1952 

1948
wurde in Stuttgart 
beim 51. Deutschen 
Ärztetag die Arbeits-
gemeinschaft der 
Landesstellen der 
Kassenärztlichen Ver-
einigungen gegründet  
- dies ist der Vorläu-
fer Kassenärztlichen 
Bundesvereinigung.  

Name Ort Fachrichtung Geburt- ggfs. 
Todesdatum

Amtszeit

Berthold Rodewald Kiel prakt. Arzt 1891-1966 1948-1952

Rudolf Reichert Kiel Frauenarzt 1907-1997 1952-1981

Guido Piepgras Kiel Internist 1927-2008 1981-1989

Eckhard Weisner Preetz Allgemeinarzt 1937 1989-1998

Klaus Bittmann Plön Frauenarzt 1943 1998-2006

Ralf Büchner Klanxbüll Allgemeinarzt 1958 2006-2008

Ingeborg Kreuz Flensburg prakt. Ärztin 1960 2008-2012

Monika Schliffke, Dipl. 
med. oec.

Ratzeburg Allgemeinärztin 1951 ab 2012 

Die Vorstizenden der KVSH seit 1948
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zu einer erneuten Wahl des 1. KV-Vor-
sitzenden. Nun wurde Rudolf Reichert 
(1907-1995), Frauenarzt aus Kiel, ge-
wählt, der dieses Amt bis 1981 für fast 
drei Jahrzehnte bekleiden sollte.53 Rei-
chert, am 2. Juli 1907 in Stuttgart gebo-
ren, studierte in Tübingen, Innsbruck 
und Kiel und legte 1931 sein Staatsexa-
men in Tübingen ab. Danach folgte die 
Niederlassung als praktischer Arzt in 
Kiel, Wehrdienst bei der Marine von 
1939-1945, danach ab 1946 weiterhin Nie-
derlassung in Kiel, nun aber als Frauen-
arzt. Reichert war seit der Wiedergrün-
dung der KVSH 1948 Vorsitzender der 
KV-Kreisstelle Kiel und gehörte seit die-
sem Zeitpunkt auch der Abgeordneten-
versammlung an.

Das Gesetz über das Kassenarztrecht 
vom August 1955 schuf auch in Schles-
wig-Holstein endgültig wieder rechtlich 
geordnete Verhältnisse. Es gab nunmehr 
auf gesetzlicher Grundlage gewählte 
Vorsitzende, Vorstände und Abgeord-
netenversammlungen. Auch bestanden 
wieder wie vor 1933 Schiedsämter, Lan-
desausschüsse und (anstelle eines Reich-
sausschusses) ein Bundesausschuss der 
Ärzte und Krankenkassen. Die Durch-
führung von Wirtschaftlichkeitsprü-
fungen, die anfangs von den KV-Kreis-
stellen durchgeführt wurden, kam dazu. 
Die Ergebnisse der notwendigerweise 
häufig subjektiven Prüfungen konnten 
jedoch nicht befriedigen. Grundsatzur-
teile des Bundessozialgerichts 1962/63 
führten ab Mitte der sechziger Jahre zu 
einem bundesweit vorbildlichen Verfah-
ren der KVSH. Die schleswig-holstei-
nischen Kassenärzte erhielten nun ein-
mal im Jahr die sämtlichen Daten ihres 
Leistungs- und Verordnungsverhaltens 
mitgeteilt und hatten so die Möglichkeit, 
dieses Wissen bei ihrer Arbeit zu be-
rücksichtigen.54

Im Oktober 1965 konnten die Kas-
senärztliche Vereinigung und die Ärzte-
kammer endlich ein neues Verwaltungs-
gebäude in der Bismarckallee 1 bezie-

hen. Bauherr musste jetzt aus wirtschaft-
lichen Gründen die KV sein, die „arme“ 
Ärztekammer wurde Untermieter. Es 
war Evert gelungen, ausreichende Flä-
chen auf einem etwa 100 Meter von dem 
Ärztekammergebäude Eutiner Straße 3 
ortsauswärts gelegenen Eckgrundstück 
der Bismarckallee für einen Verwal-
tungsbau zu erwerben. Im Erdgeschoss 
und im 2. Obergeschoss des neuen KV-
Hauptverwaltungsgebäudes befand sich 
1965 die modernste Technik der dama-
ligen Zeit. Neben einer konventionel-
len Lochkartenanlage war eine elektro-
nische Datenverarbeitung installiert. Es 
bestand nunmehr die Möglichkeit, über 
ein Lochstreifengerät aus den Arztab-
rechnungen die Gebührenordnungs-
nummer mithilfe von „Locherinnen“ in 
einen Lochstreifen zu übernehmen und 
durch Verwendung der elektronischen 
Rechenanlage die Honorarabrechnung 
mit sämtlichen Arbeitsabläufen durch-
zuführen. Im ersten Obergeschoss gab es 
einen großen Sitzungssaal, kleinere Sit-
zungs- und Besprechungsräume sowie 
Räume für den KV-Vorsitzenden, den 
Kammerpräsidenten und die Geschäfts-
führer. Das Verwaltungsgebäude mit 
ausreichenden Räumen für die Mitarbei-
ter/innen, einer damals hochmodernen 
EDV sowie einer architektonisch und 
künstlerisch eindrucksvollen Gestaltung 
war zweifellos der Höhepunkt der lang-
jährigen Tätigkeit von Alfred Evert für 
die KV.55

1973 erfolgte ein weiterer Neubau der 
KV, das Rechenzentrum, auf dem gegen-
überliegenden Eckgrundstück, einem 
Teil des Kurparks. Das Gebäude muss-
te schon 1981 erweitert werden. Hier be-
fand sich nicht nur eine moderne Groß-
rechenanlage, die die Lochkartentechnik 
abgelöst hatte, sondern sogar ein KV-ei-
genes Schwimmbad. Eine Fußgänger-
brücke über die Bismarckallee in Höhe 
des 1. Stockwerks verbindet die bei-
den Verwaltungsgebäude. Anstelle des 
Schwimmbades entstanden in den neun-

ziger Jahre dringend benötigte Büro-
räume. Im August 1977 konnte auch die 
Ärztekammer ein eigenes Gebäude in 
der Bismarckallee 8-12 beziehen.

Zweieinhalb Jahre nach dem Bezug 
des neuen Gebäudes wechselte der kauf-
männische Geschäftsführer. An die Stel-
le von Alfred Evert trat 1968 Berthold 
Schüttrumpf (1924-1996), der, bereits 
seit 1946 Mitarbeiter der KV, das Amt bis 
1987 wahrnahm. Schon vorher war 1965 
an die Stelle von Curt Walder der Bad 
Segeberger Internist Dr. med. Gerd Iver-
sen (1916-2004) getreten. Iversen wur-
de nach dem plötzlichen Tod des Kam-
merpräsidenten Prof. Dr. med. Edmund 
Christiani (1908-1977) im Januar im 
März 1977 zum Kammerpräsidenten ge-
wählt. Die dann im August 1978 erfolg-
te Nachbesetzung der Position des ge-
schäftsführenden Arztes durch Dr. med. 
Karl-Werner Ratschko (geboren 1943) 
erfolgte nicht mehr für die KV, sondern 
allein für die Ärztekammer.

1965
bezogen KV und Ärz-
tekammer ein neu-
es Verwaltungsgebäu-
de in der Bismarckal-
lee. Bis dahin hat-
ten beide Organisati-
onen unter  räumlich 
schwierigen Bedin-
gungen arbeiten müs-
sen. Die Kammer 
blieb zunächst Unter-
mieter der KV und 
bezog 1977 ein eigenes 
Gebäude in der Nach-
barschaft. 

Eutiner Straße 3, früherer Sitz der Ärztekammer und KV, ist heute ein Seniorenheim. 
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Rudolf Reichert, KV-Vorsitzender (1953-1981).
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Nachfolger Reicherts wurde 1981 der 
Kieler Internist Dr. med. Guido Piepgras 
(1927-2008). Piepgras, am 24. Dezember 
1927 in Kiel geboren, war seit 1975 Mit-
glied der Abgeordnetenversammlung 
der KV und von 1973 bis 1980 KV-Vor-
sitzender in Kiel. Bereits Mitte der sieb-
ziger Jahre war er auch Mitglied des KV-
Vorstandes. 1989 wurde er durch den da-
maligen 2. KV-Vorsitzenden Dr. med. 
Eckhard Weisner unerwartet mit 34 zu 
18 Stimmen abgelöst. 

Weisner, geboren am 16. Juni 1937 
in Kiel, kam aus einer in der ärztlichen 
Standespolitik tief verankerten Kie-
ler Arztfamilie. Großvater Julius (ge-
storben 1925) und Vater Georg (1895-
1971) waren beide in Kiel niedergelassen, 
Dr. med. Julius Weisner noch als Augen- 
und Ohrenarzt, Dr. med. Georg Weis-
ner als Hals-Nasen-Ohrenarzt. Julius 
Weisner war nach dem Ersten Weltkrieg 
Vorsitzender des Provinzialverbandes 
Schleswig-Holstein des Hartmannbun-
des, des Vorläufers der schleswig-hol-
steinischen KV, eine Funktion, die auch 
sein Sohn Georg kurzfristig 1933 inne-
hatte. Eckhard Weisner war Allgemein-
arzt und ließ sich 1968 in Preetz nie-
der. So überrascht es nicht, dass er als 
Vertreter der damals jüngeren Genera-
tion in der Kassenärztlichen Vereini-
gung seinen Weg machte. Seit 1976 war 
er Mitglied der Abgeordnetenversamm-
lung, einer, wie er selbst in seinen Erin-
nerungen schreibt, „leicht verknöcher-
ten“ KV. Mitglied des KV-Vorstandes 
wurde er 1981, 1985 dann bis 1989 ihr 2. 
Vorsitzender. Seit 1981 war er für 20 Jah-
re auch Mitglied der Vertreterversamm-
lung der Kassenärztlichen Bundesverei-
nigung (KBV). 

Zwei Monate nach seiner Wahl 1989 
kam er in den KBV-Vorstand. Dies war 
nicht selbstverständlich für den Vertre-
ter einer kleinen KV. 1997 wurde Weisner 
auch zum 2. Vorsitzenden der KBV und 
zum Vorsitzenden des Zentralinstituts 
für Kassenärztliche Versorgung der KBV 
gewählt. Eckhard Weisner war von 1984 
bis 1997 Mitglied der Kammerversamm-
lung der Ärztekammer. Er stand in einer 
schwierigen Situation der Ärztekammer 
für das Amt des Kammerpräsidenten zur 
Verfügung, wurde im März 1998 auch ge-
wählt und gab nicht leichten Herzens da-
für den KV-Vorsitz auf.56 Weisner war 
insgesamt neun Jahre Vorsitzender der 
KVSH, eine Zeit, in der es mit der KVSH 
spürbar voranging. 

Sein Nachfolger wurde Dr. med. 
Klaus Bittmann, niedergelassener Frau-
enarzt aus Plön, geboren 1943, im Amt 
1998-2006, im letzten Jahr hauptamt-
lich. Es folgten nun schon hauptamt-
lich Dr. med. Ralf Büchner (geboren 
1958, im Amt 2006-2008), Dr. med. Inge-
borg Kreuz (geboren 1960, im Amt 2008- 
2012) und Dr. med. Monika Schliffke (ge-
boren 1951, im Amt 2012 bis heute).

Noch in die Amtszeit von Piepgras 
fiel 1987 der Wechsel der Geschäftsfüh-
rung von Schüttrumpf zu Dr. phil. Bodo 
Kosanke (1944-2013). Kosanke war So-
ziologe, hatte seine Prägung im Zentral-
institut für Kassenärztliche Versorgung 
in Köln erhalten und brachte mit seinen 
Ideen frischen Wind in die KV. In seiner 
Zeit gab es mit Unterstützung des Vor-
sitzenden Eckhard Weisner in der KVSH 
wesentliche strukturelle Veränderungen 
und einen nicht immer bequemen Mo-
dernisierungsschub, dessen Auswirkun-
gen bis weit in das 20. Jahrhundert reich-
ten.57 2005 wechselte Kosanke, nachdem 
der Vorstand der KV durch Gesetzesän-
derungen nun hauptamtlich besetzt sein 
musste, bis 2006 zusammen mit Bitt-
mann in den hauptamtlichen Vorstand 
der KVSH. Sein Nachfolger als Hauptge-
schäftsführer wurde Ralph Ennenbach 
(geboren 1962), der 2006 auch Kosan-
ke in dem nunmehr zweiköpfigen haupt-
amtlichen Vorstand der KV ablöste. En-
nenbach nimmt dieses Amt als 2. Vor-
sitzender neben dem auch weiterhin mit 
Ärzten bzw. Ärztinnen besetzten 1. Vor-
sitz bis heute wahr.

Die Geschichte der Kassenärztli-
chen Vereinigung Schleswig-Holstein 
seit 1948 war anfangs geprägt von der 
Bewältigung der Kriegsfolgen, dann 
von einer fortschreitenden Moderni-
sierung zunächst des Abrechnungswe-
sens durch immer stärkeren Einsatz der 
EDV. Als Folge der zunehmenden Spezi-
alisierung der Ärzteschaft seit den sieb-
ziger Jahren kam es zu einer beeindru-
ckenden Weiterentwicklung. Heute gibt 
es neben modernen Leitungsstrukturen 
mit leistungsfähigen Abteilungen der in-
neren Verwaltung wie Personal, Finan-
zen und Recht zahlreiche Sachgebie-
te für das stark gewachsene kassenärzt-
liche Leistungsspektrum. Dazu gehören, 
um nur einige zu nennen, die Akupunk-
tur, das ambulante Operieren, die Chiro-
therapie, die Dermatohistologie, die Dia-

lyse, Früherkennungsuntersuchungen, 
Hautkrebs-Screening, die Herzschritt-
macherkontrolle, die Hörgeräteversor-
gung, die invasive Kardiologie, das Lang-
zeit-EKG, ambulante Eingriffe am Auge, 
Mammografie, Psycho- und Sozialthe-
rapie, Röntgendiagnostik und -thera-
pie, Schmerztherapie, Sonografie u. a. m. 
Hierbei handelt es sich um heute ambu-
lant mögliche ärztliche Tätigkeiten, an 
die in der ambulanten Versorgung der 
gesetzlich Krankenversicherten zu Be-
ginn der zweiten Hälfte des vorigen Jahr-
hunderts noch nicht zu denken war. Da-
mit war es aber nicht getan. Die auto-
ritären Strukturen und Arbeitsweisen 
der KV wurden aufgebrochen und sind 
mehr und mehr einer vom Servicege-
danken geleiteten Verwaltung einer de-
mokratisch verstandenen Körperschaft 
gewichen. Neben den immer schon vor-
handenen Bereichen Arztregister, Ab-
rechnung, Zulassung, Niederlassung, Er-
mächtigung, Sprechstundenbedarf, ärzt-
licher Bereitschaftsdienst, Hilfsmittel u. 
a. m. gibt es nun Sachgebiete für Nieder-
lassungsberatung, Qualitätssicherung, 
Qualitätszirkel und Qualitätsmanage-
ment, es gibt eine aktive Öffentlichkeit-
arbeit mit einem hauptamtlichen Presse-
sprecher und einem monatlich erschei-
nenden KV-Magazin sowie den gesell-
schaftsbezogenen Bereich Gesundheits-
politik und Kommunikation.

Die Beschreibung der Entwicklung 
im Einzelnen, die kontinuierlich von den 
ehren- und hauptamtlich Tätigen sowie 
dem KV-Vorstand und den Mitarbei-
tern über die Jahrzehnte geleistet wurde, 
ist vielfältig und sehr komplex. Sie kann 
hier nicht geleistet werden und muss ei-
nem gesonderten Beitrag vorbehalten 
bleiben. Peter Zastrow, Bad Segeberg 
und Martin Maisch, KVSH, bin ich für 
Anregungen und Bildmaterial dankbar. 

Literatur beim Verfasser
Dr. Dr. phil. Karl-Werner Ratschko, 

Bad Segeberg

1981
musste das KV-Ge-
bäude erweitert wer-
den. Platz wurde u.a. 
für weiteres Personal, 
das aufgrund stei-
gender Aufgaben ein-
gestellt wurde, aber 
auch für eine damals 
moderne Großrechen-
anlage benötigt. 

Dr. Monika Schliffke und Dr. Ralph Ennenbach.
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